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Besten Dank für das uns im Jahr 2018 entgegengebrachte Vertrauen. Wir wünschen 
Ihnen frohe Weihnachten, ein gesundes und erfolgreiches Neues Jahr 2019!  
Ab dem 24.12.2018 bis einschließlich Dienstag 01.01.2019 machen wir Weihnachtsfe-
rien. Im neuen Jahr sind wir ab Mittwoch 02.01.2019 wieder für Sie da. 
 
„Das Wichtigste zum Jahreswechsel 2018 /2019“ 
finden Sie auf unserer Internetseite www.bruggerundpartner.de als pdf.Datei unter Down-
loads zum Herunterladen. Unter anderem mit folgenden Themen: 

· Baukindergeld jetzt beantragen! 
· Steuerliche Förderung des Mietwohnungsneubaus 
· Übergangsregelung für Schönheitsreparaturen 
· Werbungskostenabzug bei beruflicher Nutzung einer im Miteigentum 

von Ehegatten stehenden Wohnung 
· Einbauküche und Markisen unterfallen nicht der Grunderwerbsteuer 
· Mindestlohn steigt 2019 und 2020 stufenweise 
· Steuerprüfer verlangen vermehrt Verfahrensdokumentationen 
· Finanzämter kontrollieren verstärkt die Bargeldbranche 
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1. Weihnachtsfeier; Aufteilung der 

Kosten bei Absagen von Mitarbei-
tern 

 
Zuwendungen für Betriebsveranstaltungen 
wie „Weihnachtsfeiern“ bleiben bis zu ei-
nem Betrag in Höhe von 110 € steuerfrei, 

auch wenn der Betrag pro Veranstaltung 
und Arbeitnehmer überschritten wird. Nur 
der überschrittene Betrag ist dann steuer- 
und sozialversicherungspflichtig.  
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Zu den Zuwendungen gehören alle Auf-
wendungen des Arbeitgebers einschließ-
lich Umsatzsteuer unabhängig davon, ob 
sie einzelnen Arbeitnehmern individuell 
zurechenbar sind oder ob es sich um den 
rechnerischen Anteil an den Kosten der 
Betriebsveranstaltung handelt, die der Ar-
beitgeber gegenüber Dritten für den äuße-
ren Rahmen der Betriebsveranstaltung 
aufwendet. 
 
Beispiel: Die Aufwendungen für eine Be-
triebsveranstaltung betragen 10.000 €. 
Der Teilnehmerkreis setzt sich aus 75 Ar-
beitnehmern zusammen, von denen 25 
von je einer Person begleitet werden. Die 
Aufwendungen sind auf 100 Personen zu 
verteilen, sodass auf jede Person ein geld-
werter Vorteil von 100 € entfällt.  
 
Sodann ist der auf die Begleitperson ent-
fallende geldwerte Vorteil dem jeweiligen 
Arbeitnehmer zuzurechnen. 50 Arbeitneh-
mer haben somit einen geldwerten Vorteil 
von 100 €, der den Freibetrag von 110 € 
nicht übersteigt und daher nicht steuer-
pflichtig ist. Bei 25 Arbeitnehmern beträgt 
der geldwerte Vorteil 200 €. Nach Abzug 
des Freibetrags von 110 € ergibt sich für 
diese Arbeitnehmer ein steuerpflichtiger 
geldwerter Vorteil von jeweils 90 €. Er 
bleibt dann sozialversicherungsfrei, wenn 
ihn der Arbeitgeber mit 25 % pauschal be-
steuert.  
 
Ungeklärt war in diesem Zusammenhang, 
wie mit Absagen von Kollegen zu verfah-
ren ist, die an der Feier nicht teilnehmen 
konnten, für die die Kosten aber dennoch 
angefallen sind. Dazu äußert sich das Fi-
nanzgericht Köln (FG) in seiner Entschei-
dung vom 27.6.2018 zugunsten der Steu-
erpflichtigen. Danach gehen Absagen von 
Kollegen anlässlich einer Betriebsveran-
staltung nicht zulasten der tatsächlich Fei-
ernden.  
 
Im entschiedenen Fall sagten von den ur-
sprünglich angemeldeten 27 Arbeitneh-
mern zwei kurzfristig die Feierlichkeiten 
ab, ohne dass dies zu einer Reduzierung 
der bereits veranschlagten Kosten durch 

den Veranstalter führte. Nach der Urteils-
begründung ist es nicht nachvollziehbar, 
weshalb den Feiernden die vergeblichen 
Aufwendungen des Arbeitgebers für sog. 
„No-Shows“ zuzurechnen sind.  
 
Anmerkung: Mit seinem Urteil stellte sich 
das FG ausdrücklich gegen eine bundes-
einheitliche Anweisung des Bundesfinanz-
ministeriums. Das FG hat die zugelassene 
Revision beim Bundesfinanzhof in Mün-
chen eingelegt, die unter dem Aktenzei-
chen VI R 31/18 geführt wird. Insofern ist 
dieser Sachverhalt noch nicht endgültig 
geklärt. Betroffene Fälle sollten daher of-
fengehalten werden. 
 
Bitte beachten Sie: Eine begünstigte Be-
triebsveranstaltung liegt nur dann vor, 
wenn sie allen Angehörigen des Betriebs 
oder eines Betriebsteils grundsätzlich of-
fensteht. Eine Betriebsveranstaltung wird 
als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als 
zwei Veranstaltungen jährlich durchgeführt 
werden. Auf die Dauer der einzelnen Ver-
anstaltung kommt es nicht an. Demnach 
können auch mehrtägige Betriebsveran-
staltungen begünstigt sein. 
 
 

2. Umsatzsteuerliche Behandlung von 
Aufwendungen für Weihnachts-/ 
Betriebsveranstaltungen 

 
Die gesetzlichen Regelungen zu Betriebs-
veranstaltungen, insbesondere die Erset-
zung der ehemaligen lohnsteuerlichen 
Freigrenze durch einen Freibetrag, haben 
nach Auffassung der Finanzverwaltung 
grundsätzlich keine Auswirkungen auf die 
umsatzsteuerrechtlichen Regelungen. 
 
Ob eine Betriebsveranstaltung vorliegt und 
wie die Kosten, die auf den einzelnen Ar-
beitnehmer entfallen, zu berechnen sind, 
bestimmt sich nach den lohnsteuerrechtli-
chen Grundsätzen. 
 
· Von einer überwiegend durch das unter-

nehmerische Interesse des Arbeitge-
bers veranlassten üblichen Zuwendung 
ist umsatzsteuerrechtlich im Regelfall 



 

 

auszugehen, wenn der Betrag je Arbeit-
nehmer und Betriebsveranstaltung  
110 € einschließlich Umsatzsteuer nicht 
überschreitet. Der Vorsteuerabzug ist in 
vollem Umfang möglich. 

· Übersteigt dagegen der Betrag, der auf 
den einzelnen Arbeitnehmer entfällt, pro 
Veranstaltung die Grenze von 110 € ein-
schließlich Umsatzsteuer, ist von einer 
überwiegend durch den privaten Bedarf 
des Arbeitnehmers veranlassten unent-
geltlichen Zuwendung auszugehen. Ein 
Vorsteuerabzug ist (insgesamt) nicht 
möglich. 

 
Anmerkung: Das Bundesfinanzministe-
rium lässt eine Aufteilung der Zuwendun-
gen im Rahmen von Betriebsveranstaltun-
gen in zum Teil unternehmerisch und zum 
Teil privat veranlasst nicht zu. Diese nega-
tive Sichtweise des Ministeriums ist jedoch 
gerichtlich noch nicht überprüft. 
 
 

3. Klarstellung zum Steuerabzug bei 
der Umsatzsteuervorauszahlung 
für das Vorjahr 

 
In der Regel sind bei sog. Einnahmen-
Überschuss-Rechnern Betriebsausgaben 
und Werbungskosten in dem Kalenderjahr 
abzusetzen, in dem sie geleistet worden 
sind. Regelmäßig wiederkehrende Ausga-
ben – wie z. B. die Umsatzsteuervoraus-
zahlung – die beim Steuerpflichtigen kurze 
Zeit, d. h. zehn Tage, nach Beendigung 
des Kalenderjahres anfallen, sind als in 
dem Kalenderjahr abgeflossen anzuse-
hen, zu dem sie wirtschaftlich gehören. 
Ein Abzug als Betriebsausgaben ist dann 
für dieses Jahr möglich. 
 
Damit abweichend geleistete Zahlungen 
im Jahr ihrer wirtschaftlichen Zugehörig-
keit abgezogen werden dürfen, müssen 
sie innerhalb des Zehn-Tages-Zeitraums 
fällig und geleistet worden sein. Beide 
Voraussetzungen müssen nach Auffas-
sung der Finanzverwaltung kumulativ 
erfüllt sein. Die Abflussfiktion gilt daher 
nicht, wenn nur die Zahlung innerhalb der 
„kurzen Zeit“ nach dem Ende des Kalen-
derjahres, z. B. am 8.1., erfolgt ist, der Fäl-

ligkeitszeitpunkt aber – wegen Verlänge-
rung der Fälligkeitsfrist durch die Sams-
tag/Sonntag-Reglung – außerhalb dieses 
Zeitraums also z. B. dann am Montag, 
dem 12.1. liegt.   
 
Die Abgabenordnung schreibt vor: Fällt 
das Ende einer Frist auf einen Sonntag, 
einen gesetzlichen Feiertag oder einen 
Sonnabend, so endet die Frist mit dem 
Ablauf des nächstfolgenden Werktags. 
Demnach ist die Vorauszahlung nicht am 
Sonnabend, dem 10.1.2015, sondern erst 
an dem folgenden Montag, dem 12.1.2015 
und damit außerhalb des Zehn-Tages-
Zeitraums fällig geworden. 
 
Mit seiner Entscheidung vom 27.6.2018 
wendet sich der BFH gegen die Auffas-
sung der Finanzverwaltung. Bei der Ermitt-
lung der Fälligkeit ist allein auf die gesetz-
liche Frist abzustellen, nicht hingegen auf 
eine mögliche Verlängerung der Frist. 
Diese Verlängerung ist nicht anwendbar, 
da es sich um eine Zufluss- und Abfluss-
fiktion, nicht aber um eine Frist handelt, 
sodass sich die Frage nach einer Verlän-
gerung erübrigt. 
 
Anmerkung: Das Urteil ist immer dann 
von Bedeutung, wenn der 10.1. auf einen 
Sonnabend oder Sonntag fällt – im Urteils-
falle für das Jahr 2015 und das nächste 
Mal somit im Januar 2021. Die Reaktion 
der Finanzverwaltung auf das Urteil steht 
noch aus. 
 
 

4. Keine zeitliche Änderung bei kurz-
fristig Beschäftigten 

 
„Kurzfristige Minijobs“ sind begehrt bei Ar-
beitnehmern, insbesondere auch bei Feri-
enjobbern und deren Arbeitgebern. Sozial-
versicherungsrechtlich sind sie nicht – wie 
die regulären Minijobs – auf 450 € im Mo-
nat begrenzt; auf den Verdienst kommt es 
bei einem kurzfristigen Minijob nicht an. 
Sie sind in der Kranken-, Pflege-, Renten- 
und Arbeitslosenversicherung versiche-
rungs- und beitragsfrei.  
 



 

 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, 
wenn die Tätigkeit eines Arbeitnehmers im 
Laufe eines Kalenderjahres im Voraus auf 
3 Monate oder 70 Arbeitstage begrenzt ist. 
Ursprünglich sollte die Regelung auf 4 
Jahre für die Zeit vom 1.2.2015 bis zum 
31.12.2018 begrenzt sein und dann wie-
der die alten Tätigkeitszeiten gelten. Bis 
zum 31.12.2014 galten 50 Tage und 2 Mo-
nate. Nach Informationen der Minijobzent-
rale bleiben die Zeiten von 3 Monaten o-
der 70 Arbeitstagen – vorbehaltlich der er-
warteten Zustimmung durch den Gesetz-
geber – auch weiterhin bestehen. 
 
Anmerkung: Die Versteuerung erfolgt 
grundsätzlich nach den individuellen Lohn-
steuerabzugsmerkmalen. Der Arbeitgeber 
kann die Lohnsteuer auch pauschal mit  
25 % des Arbeitsentgelts zzgl. 
Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer 
erheben, wenn bestimmte 
Voraussetzungen vorliegen. 
 
 

5. Überlegungen und Handlungsbe-
darf zum Jahresende 2018 

 
GESCHENKE AN GESCHÄFTS-
FREUNDE: „Sachzuwendungen“ an Kun-
den bzw. Geschäftsfreunde dürfen als Be-
triebsausgaben abgezogen werden, wenn 
die Kosten der Gegenstände pro Empfän-
ger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer 
(falls der Schenkende zum Vorsteuerab-
zug berechtigt ist) nicht übersteigen. Ist 
der Betrag höher oder werden an einen 
Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere 
Geschenke überreicht, deren Gesamtkos-
ten 35 € übersteigen, entfällt die steuerli-
che Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang.  
 
Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. 
Hier geht der Fiskus davon aus, dass es 
sich um Streuwerbeartikel handelt. Hierfür 
entfällt auch die Aufzeichnungspflicht der 
Empfänger.  
 
Der Zuwendende darf aber Aufwendungen 
von bis zu 10.000 € im Jahr pro Empfän-
ger mit einem Pauschalsteuersatz von 30 
% (zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler 
Kirchensteuer) versteuern. Der Aufwand 

stellt jedoch keine Betriebsausgabe 
dar! Der Empfänger ist von der Steu-
erübernahme zu unterrichten.  
 
Geschenke an Geschäftsfreunde aus ganz 
persönlichem Anlass (Geburtstag, Hoch-
zeit und Hochzeitsjubiläen, Kindergeburt, 
Geschäftsjubiläum) im Wert bis 60 € müs-
sen nicht pauschal besteuert werden. Das 
gilt auch für Geschenke an Arbeitnehmer 
(siehe folgenden Beitrag). Übersteigt der 
Wert für ein Geschenk an Geschäfts-
freunde jedoch 35 €, ist es nicht als Be-
triebsausgabe absetzbar! 
 
GESCHENKE AN ARBEITNEHMER: Will 
der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern ne-
ben den üblichen Zuwendungen (Blumen 
o. Ä.) auch ein Geschenk z. B. zum Jah-
resende überreichen, kann er auch die be-
sondere Pauschalbesteuerung nutzen.  
 
Geschenke an Mitarbeiter können danach 
bis zu einer Höhe von 10.000 € pro Jahr 
bzw. pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 
mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und pau-
schaler Kirchensteuer) pauschal besteuert 
werden. Sie sind allerdings sozialversiche-
rungspflichtig. Der Arbeitgeber kann die 
Aufwendungen als Betriebsausgaben 
ansetzen. 
 
ABSCHREIBUNG VON GERINGWERTI-
GEN WIRTSCHAFTSGÜTERN AB 
1.1.2018: Ab 1.1.2018 wurden die Gren-
zen sog. geringwertiger Wirtschaftsgüter 
(GWG) angehoben.  GWG, deren An-
schaffungs- und Herstellungskosten 800 € 
(bis 31.12.2017 = 410 €) nicht überstei-
gen, können im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung sofort als Betriebsausgaben 
angesetzt werden. Wird von dem Recht 
Gebrauch gemacht, sind GWG, die den 
Betrag von 250 € (bis 31.12.2017 =150 €) 
übersteigen, in einem laufenden Verzeich-
nis zu erfassen, es sei denn, diese Anga-
ben sind aus der Buchführung ersichtlich. 
 
SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE 
UND MITTLERE UNTERNEHMEN: Kleine 
und mittlere Unternehmen profitieren von 
der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. 
Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie 



 

 

z. B. Maschinen angeschafft, können – un-
ter weiteren Voraussetzungen – im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung sowie in 
den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur 
normalen Abschreibung zusätzlich 
Sonderabschreibungen in Höhe von 
insgesamt bis zu 20 % in Anspruch ge-
nommen werden. Der Unternehmer kann 
entscheiden, in welchem Jahr er wie viel 
Prozent der Sonderabschreibung bean-
spruchen will und damit die Höhe des Ge-
winns steuern. 
 
Die für die Inanspruchnahme der Vergüns-
tigung relevanten Betriebsvermögensgren-
zen betragen bei Bilanzierenden 235.000 
€ bzw. der Wirtschaftswert bei Betrieben 
der Land- und Forstwirtschaft 125.000 €; 
die Gewinngrenze bei Einnahme-Über-
schuss-Rechnern beträgt 100.000 €.  
 
INVESTITIONSABZUGSBETRAG IN AN-
SPRUCH NEHMEN - WENN SINNVOLL: 
Für neue oder gebrauchte bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
die Steuerpflichtige anschaffen oder her-
stellen wollen, können sie – unter weiteren 
Voraussetzungen wie z. B. der betriebli-
chen Nutzung zu mindestens 90 % und 
Einhaltung bestimmter Betriebsgrößen-
merkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie bei 
der Sonderabschreibung) – bis zu 40 % 
der voraussichtlichen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten steuerlich gewinnmin-
dernd abziehen. Der Abzugsbetrag darf im 
Jahr der Inanspruchnahme und den drei 
Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht über-
steigen.  
 
Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung 
des Investitionsabzugsbetrags ist in dem 
Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in 
dem der Abzug erfolgt ist, wenn die ge-
planten Investitionen unterbleiben. Dafür 
werden bestandskräftige Bescheide korri-
giert und es entstehen Zinsaufwendungen! 
 
· Investitionsabzugsbetrag nach Au-

ßenprüfung: Die Steuervergünstigung 
kann zur Kompensation eines Steuer-
mehrergebnisses der Außenprüfung 
eingesetzt werden. 

· Investitionsabzugsbetrag für einen 
betrieblichen Pkw: Unter weiteren Vo-
raussetzungen kann der Investitionsab-
zugsbetrag auch für einen Pkw in An-
spruch genommen werden. Der Nach-
weis der über 90%igen betrieblichen 
Nutzung ist über ein Fahrtenbuch zu 
führen. Wird das Fahrzeug ausschließ-
lich seinen Arbeitnehmern zur Verfü-
gung gestellt – dazu zählen auch ange-
stellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt 
es sich um eine 100%ige betriebliche 
Nutzung. 

 
 

 
  



 

 

 
 

  
 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.),  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.),  
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag 
 

10.12.2018 
 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

21.12.2018 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
    

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

zzgl. 40 € Pauschale 
 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2018: September = 112,1; August = 111,7; Juli = 111,6, Juni = 111,3; 
Mai = 111,2; April = 110,7; März = 110,7; Februar = 110,3; 
Januar = 109,8 
2017: Dezember = 110,6; November = 109,9; Oktober = 109,6 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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